 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7101188/2021

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die RichterinR. in der Beschwerdesache ***Bf1***, ***Bf]-
Adr*** vertreten durch Dr. Christoph Urtz, Baker McKenzie, Rechtsanwalte LLP & Co KG,
Schottenring 25, 1010 Wien, (iber die Beschwerde vom 27. Sept. 2012 gegen den Bescheid des
FA Wien 9/18/19 Klosterneuburg vom 6. Juni 2012 betreffend Einkommensteuer fiir das Jahr
2008 Steuernummer ***BF1StNr1*** nach Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung zu
Recht erkannt:

I. Der Einkommensteuerbescheid fiir das Jahr 2008 wird abgedndert.

Die Bemessungsgrundlagen und die Hohe der festgesetzten Abgabe sind dem als Beilage
angeschlossenen Berechnungsblatt zu entnehmen und bilden einen Bestandteil des Spruches
dieses Erkenntnisses.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs.
4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Entscheidungsgriinde

1. Verfahrensgang

Der Beschwerdefihrer (Bf.) ***Bf1*** erklarte flr das Jahr 2008

Einklinfte aus selbstandiger Arbeit in Hohe von € 460,00,

Einkilinfte aus nichtselbstandiger Arbeit in Hohe von € 3.727,82,

Einkiinfte aus Vermietung und Verpachtung in Héhe von -€ 44.988,23 (inkl. Anderung gemaR
§ 295 BAO) und

Einklnfte aus Leistungen in H6he von € 40.000,00.

Die Veranlagung der Einkommensteuer 2008 (Bescheid vom 19.5.2010) erfolgte
erklarungsgemaR.
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Far die Jahre 2007 bis 2009 erfolgte betreffend Umsatzsteuer und Einkommensteuer eine
Betriebsprifung.

Schwerpunkte der Betriebspriifung waren

1. Beurteilung der ertragsteuerlichen Qualifikation des Handels mit Optionen (***9***-
Modell) durch den Bf. im Jahr 2008 - Vermoégensverwaltung oder gewerblicher
Wertpapierhandel,

2. Einkommensteuerliche Beurteilung des Verzichts auf ein Optionsrecht gegen Entgelt im
Jahr 2008 in H6he von € 150.000,00,

3. Honorar in Hohe von € 46.000,00 fir die Einrdumung des befristeten Rechts, die im
Eigentum des Bf. stehende Wohnung im AusmaR von 130m? fiir € 130.000,00 zu erwerben.

Die Betriebspriifung stellte Folgendes zu den 3 Punkten fest:

zu Punkt 1:

Aufgrund des dargestellten Sachverhaltes wie geringe Anzahl von Umschichtungen (Kéufe,
Verkdufe), keine Transaktionen auf fremde Rechnung, Auftreten der ***5*** Bank als
Kommissiondr, Art und Umfang des Titigwerdens (iberschreiten nicht deutlich (ibliche
Vermégensverwaltung (d.h. keine banktypische Tdtigkeit), Einstufung als Privatkunde, kein
entscheidendes Gewicht der Fremdfinanzierung fiir Gesamtbetrachtung, geht die
Betriebsprifung im Rahmen der Gesamtbetrachtung nicht von einem gewerblichen Handel
mit Optionsrechten , sondern von einer vermogensverwaltenden Tatigkeit aus.

Da die Verluste aus dem ***1*** nicht auf Grund einer gewerblichen Tatigkeit, sondern auf
Grund von Spekulation entstanden sind, sind sie mit den anderen Einkiinften nicht
ausgleichsfahig.

zu Punkt 2:

Der Verzicht des Bf. fir das ihm eingeraumten "Optionsrecht" gegen Bezahlung von

€ 150.000,00 stellen sonstige Einkilinfte gemaR § 29 Z 3 EStG 1988 dar, da der Verzicht auf ein
hochstpersonliches Recht (entspricht einem Verzicht auf die Ausiibung eines Vorkaufsrechtes)
keinen Verdullerungsvorgang, sondern eine Leistung im Sinne des § 29 Z 3 EStG darstellt.

zu Punkt 3:

Im Zuge der Betriebspriifung wurde das Honorar, das der Bf. von der ***2*** GmbH fir die
Einrdumung eines bis 30.9.2009 befristeten Rechts - die im Eigentum des Bf. befindliche
Wohnung um € 130.000,00 zu erwerben - in Rechnung gestellt hat, als Einklinfte aus
Leistungen beurteilt.

Vorgelegt wurde die Honorarnote (iber 46.000,- € vom 15.12.2008.
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Das Finanzamt folgte den Feststellungen der Betriebsprifung und erliel$ den im
gegenstandlichen Verfahren angefochtenen Einkommensteuerbescheid 2008 im Sinne der oa.
Feststellungen der Betriebsprifung.

Die Einklinfte aus Leistungen wurden in Hohe von € 236.000,00 (€ 150.000,00 + € 46.000,00 +
€ 40.000,00) veranlagt.

Gegen den Einkommensteuerbescheid 2008 brachte der Bf. Berufung (nunmehr
Beschwerde) ein und fiihrte aus:

Punkt 1
Zu Tz.1 Verlust aus ***6***; Abgrenzungskriterien gewerbl.
Wertpapierhandel/Vermdgensverwaltung (auszugsweise)

Auf Grund des an sich ungewohnlichen Geschafts (Verlust ***1***) der sehr hohen Zahl an
Umschichtungen und eine durchgangige und weitaus Gberwiegende Fremdfinanzierung liegt
im Rahmen der Gesamtbetrachtung des Sachverhaltes gewerblicher Wertpapierhandel und

nicht bloR Vermdgensverwaltung vor.

Punkt 2:
2. Zu Tz 2 Einkommensteuerrechtliche Beurteilung des Verzichts auf ein Recht gegen Entgelt
(auszugsweise)

Bei der Einraumung des gegenstandlichen Optionsrechtes handelt es sich von der
Verabredung eines kiinftigen Vertrags im Sinne des § 936 AGBG und nicht um die Einrdumung

eines Vorkaufsrechtes.

Entsprechend dem Vertragswillen der Parteien war das Recht nicht hochstpersonlich. Dr Bf.
hat das Optionsrecht auch mehrfach an Dritte angeboten.

Der Verzicht war eine Vermodgensumschichtung, da ***4*** sein Optionsrecht in
wirtschaftlicher Betrachtungsweise an die Kaufer der Liegenschaft weiterverkauft hat. Flr die
Subsumption unter § 29 Z 3 EStG 1988 bleibt daher kein Raum. Die Einkiinfte aus Leistungen
im Sinne des § 29 Z 3 EStG sind mit Null fest zu setzen.

Punkt 3
Zu Tz 4 fiihrte der Bf. in der Beschwerde wie folgt aus:

"Am 15.3.2008 rdumte ***4*** der ***2*** GmbH das Optionsrecht ein, die in seinem
Eigentum stehende Liegenschaft 1170 Wien, ***3*** ym EUR 130.000 zu erwerben. Dieses
Recht war mit 30.9.2009 befristet. Als Optionsprdmie wurde ein Betrag von EUR 46.000
vereinbart und von ***2*** GmbH an ***4*** pezahlt.
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Bei der Einrdumung des Optionsrechtes an die ***2*** GmbH handelt es sich ebenfalls nicht
um die Einrdumung eines Vorkaufsrechtes. ***2*** GmbH hat vielmehr das Optionsrecht
eingerédumt erhalten, die Liegenschaft 1170 Wien***8*** zum Ausiibungspreis liber eine
vereinbarte Frist zu kaufen. Damit oblag es ***2*** GmbH dieses Gestaltungsrecht
auszuiiben und damit ein Rechtsgeschdift in Gang zu setzen. ***4*** hat dieses Recht
gewdhrt und als Stillhalter eine Optionsprdmie vereinnahmt. Keinesfalls wollte ***4***
*EX2*** GmbH ein Vorkaufsrecht einréiumen, da ihm dies in der Verfligung liber seine
Liegenschaft eingeschrénkt hdtte.

Gemdfs § 30 Abs 1 Z 2 EStG 1988 idF 2008 sind Termingeschdfte einschliefSlich
Differenzgeschdfte, weiters innerhalb von einem Jahr abgewickelte Optionsgeschdfte
einschliefSlich geschriebene Optionen und Swaphandelsgeschdifte Spekulationsgeschdfte.

Die Einrdumung der Option durch ***4*** st daher unter § 30 EStG 1988 zu subsumieren. Da
die Optionsfrist mehr als ein Jahr betrug (15.3.2008 bis 30.9.2009) ist die von ***4***
vereinnahmte Optionsprédmie nicht steuerpflichtig.

Subsidiaritét von § 29 Z 3 EStG 1988 zu §§ 30 und 31 EStG

Eine Leistung iSd § 29 Z 3 EStG 1988 kann in einem Tun, einem Dulden oder einem Unterlassen
bestehen (vgl. VWGH 98/15/0117). Eine Leistung iSd zitierten Bestimmung ist jedes Verhalten,
das darauf gerichtet ist, einem anderen einen wirtschaftlichen Vorteil zu verschaffen (vgl.
VwWGH 86/14/0072). Nach §§ 30 und 31 EStG diirfen Erl6se aus der

VerdufSerung von Vermégensgegenstinden unter dort im Einzelnen festgelegten
Voraussetzungen einkommensteuerlich erfasst werden. § 29 Z 3 EStG regelt ausdriicklich die
Regelung der Subsidiaritdt gegeniiber den Tatbestéinden des § 30 und des 31 EStG. Aus der
Gesetzessystematik und dem offenkundigen Willen des Gesetzgebers ergibt sich, dass in
Féillen, die durch § 30 und § 31 EStG erfasst werden, nicht eine Besteuerung nach § 29 Z 3 EStG
einsetzen soll.

Daraus leitet die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, dass die Verduferung

von Vermégensgegenstéinden und die einem VerdufSerungsvorgang gleichzuhaltende
Vermégensumschichtung nicht auch als Leistung iSd § 29 Z 3 EStG angesehen werden kann. In
Féllen, in welchen die VerdufSerung von Privatvermdgen nicht durch die §§ 30 und 31 EStG
erfasst wird, soll nicht eine Besteuerung nach § 29 Z 3 EStG einsetzen. Es bediirfte ndmlich
nicht der auf bestimmte Vermdgensgegenstidnde und bestimmte Fristen abgestellten und
durch Ausnahmebestimmungen eingeschrinkten Regelungen der §§ 30 und 31 EStG 1988
wdre ohnedies jegliche Verdufserung von Vermédgensgegenstinden des Privatvermégens dem
Grunde nach im Einkommen zu erfassen (vgl. VWGH 95/14/0029).

Fazit: Die Besteuerung der vereinnahmten Optionsprdmie als Leistung iSd § 29 Z 3 ist
rechtswidrig, die vereinnahmte Optionsprdmie ist als Einkunft iS des § 30 Abs 1 Z 2 EStG
aufgrund des Uberschreitens der Einjahresfrist nicht steuerbar.

Wir stellen daher den Antrag die steuerbaren Einkiinfte aus der vereinnahmten
Optionsprdmie mit Null festzusetzen."
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In der Stellungnahme der Betriebspriifung zu der Beschwerde wurde auf den
Betriebspriifungsbericht verwiesen.

Die GegenadulBerung verwies der Bf. auf die Beschwerde (ehem. Berufung)

Mit dem Erkenntnis vom 15.Juni 2018, RZ. GV/7103132/2013, wies das Bundesfinanzgericht
die Beschwerde gegen die drei Punkte ab.

Tz. 1 Das Bundesfinanzgericht kann in Anbetracht der gesamten Verhaltnisse es nicht als
rechtswidrig erkennen, wenn das Finanzamt die Wertpapiergeschafte des Bf. nicht als
Gewerbebetrieb qualifiziert hat.

Tz. 2 Im gegenstandlichen Fall ist der entgeltliche Verzicht auf das Optionsrecht in Hohe von
insgesamt € 150.000,00 als sonstige Einkilinfte aus Leistungen gemals § 29 Z 3 EStG 1988
steuerlich zu erfassen.

Tz. 4 Das Entgelt in H6he von € 46.000,00 fiir die Einrdumung des Rechtes die Wohnung um
€ 130.000,00 kaufen zu kdnnen, sind als sonstige Einklinfte aus Leistung
einkommensteuerpflichtig.

Die Revision liel3 das BFG nicht zu.

Der Bf. brachte gegen das oa. Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ao. Revision ein.

Uber die Beschwerde wurde nunmehr im fortgesetzten Verfahren erwogen:

Der Verwaltungsgerichtshof hat das Erkenntnis des BFG wegen Rechtswidrigkeit des
Inhaltes mit dem Erkenntnis VWGH vom 3. Mai 2021, Ra 2019/13/0124 aufgehoben und wie
folgt ausgefiihrt:

"Gewerbliche Einkiinfte:

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist eine Tdtigkeit, die selbstéindig,
nachhaltig, mit Gewinnerzielungsabsicht und Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen
Verkehr unternommen wird, erst dann gewerblich, wenn sie den Rahmen der
Vermégensverwaltung liberschreitet.

Dies ist dann der Fall, wenn das Tdtigwerden des Steuerpflichtigen nach Art und Umfang
deutlich jenes Ausmap libersteigt, das liblicherweise mit der Verwaltung eigenen Vermégens
verbunden ist, wenn also durch die Marktteilnahme nach Art und Umfang der Tdtigkeit ein Bild
erzeugt wird, das der privaten Vermégensverwaltung fremd ist. In Zweifelsfdllen ist darauf
abzustellen, ob die Tdtigkeit, wenn sie in den gewerblichen Bereich fallen soll, dem Bild
entspricht, das nach der Verkehrsauffassung einen Gewerbebetrieb ausmacht (vgl. VWGH
24.3.2004, 2003/14/0096, VwSlg. 7922/F, mwN).
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Bei der Verwaltung von Wertpapierbesitz gehéren die Umschichtungen von Wertpapieren,
somit Kauf und Verkauf durch Einschaltung von Banken, grundsdtzlich noch zur privaten
Vermégensverwaltung, bei Wertpapieren liegt es in der Natur der Sache, den Bestand zu
verdndern, schlechte Papiere abzustofien, gute zu erwerben und Kursgewinne zu realisieren
(vgl. VWGH 26.7.2005, 2003/14/0050, VwSlg. 8047/F). Dies gilt ebenso fiir sonstige nicht
verbriefte Finanzinstrumente.

Bei der Beurteilung des Gesamtbildes der Verhdiltnisse sind nach der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes verschiedene Kriterien zu priifen, wie etwa die Anzahl der jdhrlichen
An- und Verkdufe oder der Umstand, ob Transaktionen auf fremde Rechnung durchgefiihrt
werden. Nicht unbedeutend ist schliefSlich der Umstand, ob der den Handel mit Wertpapieren
betreibende Steuerpflichtige einen auf den Umsatz von Wertpapieren bezogenen Beruf,
insbesondere jenen des Wertpapiermaklers, austibt (vgl. VWGH 21.12.2005, 2003/14/0046).

Wenn die Revision vorbringt, das Bundesfinanzgericht habe Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes aufSer Acht gelassen, wonach eine Grenze von 30 Verkdufen pro Jahr
fiir die Beurteilung als gewerblicher Wertpapierhandel bestiinde, ist darauf hinzuweisen, dass
der Verwaltungsgerichtshof in seinen Erkenntnissen eine derartige Grenze nicht aufgestellt hat.
Er hat in seinem Erkenntnis vom 29. Juli 1997, 96/14/0115, zu dem damaligen Sachverhalt
lediglich festgestellt, dass eine Anzahl von durchschnittlich jeweils weniger als 30 Verkdufen
jéhrlich nicht fiir eine Gewerblichkeit spreche. Eine h6here Anzahl an Transaktionen schliefst
eine Vermdgensverwaltung allerdings nicht aus (siehe etwa VwGH 21.12.2005, 2003/14/0046,
24.3.2004, 2003/14/0096).

Wenn die Revision in den Ausfiihrungen zur inhaltlichen Rechtswidrigkeit weiters moniert, es sei
das hohe Risiko der Veranlagungen des Revisionswerbers nicht ausreichend berlicksichtigt
worden, ist darauf zu verweisen, dass mit diesem Vorbringen eine Rechtswidrigkeit des
angefochtenen Erkenntnisses schon deshalb aufgezeigt wird, weil der Umstand , dass mit
hohem Risiko behaftete Transaktionen durchgefiihrt worden sind, fiir sich genommen in
gleicher Weise auf eine gewerbliche wie auch auf eine spekulative Betdtigung hinweisen kann
(vgl. VWGH 24.3.2004, 2003/14/0096).

Soweit die Revision rligt, das Bundesfinanzgericht habe die Fremdfinanzierung zu wenig
gewilirdigt, ist auf die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu verweisen, wonach eine
Fremdfinanzierung zwar ein Indiz fiir eine Gewerblichkeit darstellen kann, diesem aber keine
mafgebliche Bedeutung zukommt (VwWGH 24.3.2004, 2000/14/0141, 26.7.2005,
2003/14/0050).

Der Revisionswerber bringt zutreffend vor, dass nach der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ein Indiz fiir die Gewerblichkeit eines Wertpapierhandels vorliegt,
wenn der Steuerpflichtige einen auf den Umsatz von Wertpapieren bezogenen Beruf,
insbesondere jenen des Wertpapiermaklers - oder etwa einen Handel mit sonstigen nicht
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verbrieften Finanzinstrumenten - ausiibt. Das Bundesfinanzgericht hat diesen Aspekt in seine
Beurteilung mit einbezogen, ist allerdings aufgrund des Umstandes, dass der Revisionswerber
flir Networking und Kundenansprache zusténdig war und als Prokurist einer
vermégensberatenden Firma, aber selbst nicht als Wertpapiermakler tétig war, zu dem Schluss
gelangt, dass die Berufstdtigkeit des Revisionswerbers die Gewerblichkeit der konkret
durchgefiihrten Transaktionen nicht zu begriinden vermag. Diesbeziiglich ist auch darauf
hinzuweisen, dass der Revisionswerber nach seinen im angefochtenen Erkenntnis
wiedergegebenen Angaben in der Beschwerde nur bis zum 22. November 2007 bei der | AG
tdtig gewesen ist. Wenn auch die Eintragung der L6schung der Prokura im Firmenbuch erst im
Midrz 2008 erfolgte, so hat er daher im Streitjahr seinem eigenen Vorbringen nach keinen auf
den Umsatz von Wertpapieren oder sonstigen Finanzinstrumenten bezogenen Beruf mehr

ausgelibt.

Das Bundesfinanzgericht ist insbesondere aufgrund des Umstandes, dass die | AG die
Investitionsstrategie vorgegeben hat, der Revisionswerber die einzelnen Order von dieser zur
Unterschrift vorgelegt bekommen hat und deren Geschdéftsmodell lediglich gefolgt ist, davon
ausgegangen, dass der Revisionswerber sich nicht wie ein gewerblicher "Wertpapierhdndler"
verhalten hat. Der Verwaltungsgerichtshof vermag nicht zu erkennen, dass diese Beurteilung
nach dem Gesamtbild der Verhdltnisse mit einem vom Gerichtshof aufzugreifenden Fehler
behaftet wdre. Aus dem Vorbringen in der Revision und im Verwaltungsverfahren ist nicht
erkennbar, dass der Revisionswerber eigeninitiativ eine Investmentstrategie verfolgt und
umgesetzt oder die Risiken und Chancen am Finanzmarkt eigenstindig genutzt hétte. Der
Revisionswerber hat die vorgefertigten Order der | AG lediglich unterschrieben und an seine
Bank weitergeleitet und damit nur sehr eingeschrénkt Einfluss auf die Héhe des Preises und auf
einzelne Kaufkonditionen genommen. Der Revisionswerber ist zudem nicht fiir Rechnung Dritter
aufgetreten und hat auch nicht - etwa im Wege der Unterhaltung eines fiir Dritte erkennbaren

einschldgigen Bliros - Dritten gegeniiber Héindlerdienste angeboten.

Ein gewerblicher Wertpapierhandel lag daher nicht vor.

Entgelt fiir den Optionsverzicht:

Im Recht ist die Revision allerdings mit ihrem Vorbringen zum Entgelt fiir den Optionsverzicht.

Gemdfs § 29 Z 3 EStG 1988 zéihlen zu den sonstigen Einklinften Einkiinfte aus Leistungen, wie
insbesondere Einkiinfte aus gelegentlichen Vermittlungen und aus der Vermietung beweglicher
Gegenstdnde, soweit sie weder zu anderen Einkunftsarten (§ 2 Abs. 3 Z 1 bis 6 leg. cit.) noch zu
den Einktinften im Sinne der Z 1, 2 oder 4 gehéren.

Eine Leistung im Sinne des § 29 Z 3 EStG 1988 kann in einem Tun, einem Dulden oder einem
Unterlassen bestehen. Eine Leistung im Sinne der Bestimmung ist jedes Verhalten, das darauf
gerichtet ist, einem anderen einen wirtschaftlichen Vorteil zu verschaffen (vgl. VwWGH
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28.10.2008, 2006/15/0091, VwSlg. 8378/F, mwN).

Nach den §§ 30 und 31 EStG 1988 (idF vor dem 1. StabG 2012) diirfen Erlése aus der
VerdufSerung von Vermégensgegenstidnden unter dort im Einzelnen festgelegten
Voraussetzungen einkommensteuerlich erfasst werden. Daraus leitete der
Verwaltungsgerichtshof ab, dass die VerdufSerung von Vermégensgegenstéinden und die einem
Verduflerungsvorgang gleichzuhaltende Vermdgensumschichtung nicht auch als Leistung im
Sinne des § 29 Z 3 EStG 1988 angesehen werden kann (vgl. auch dazu VwGH 28.10.2008,
2006/15/0091, VwSlg. 8378/F).

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist der Verzicht auf ein Recht als eine
Verduflerung des Rechtes (siehe zum Fruchtgenussrecht VwGH 31.3.2017, Ra 2016/13/0029)
bzw. als eine einem VerdufSerungsvorgang gleichzuhaltende Vermdgensumschichtung (siehe
zum Verzicht auf ein Optionsrecht VWGH 24.2.2016, 2013/13/0012) zu beurteilen.

Dies gilt nicht fiir den Verzicht auf héchstpersénliche Rechte, weil héchstpersénliche Rechte
zivilrechtlich nicht ibertragen werden kénnen (vgl. VwGH 31.1.2018, Ro 2017/15/0018).

Das Bundesfinanzgericht ist davon ausgegangen, dass der Verzicht auf eine Option nicht als
eine einem VerdufSerungsvorgang gleichzuhaltende Vermdégensumschichtung anzusehen sei. Es
hat daher auch keine Feststellungen dariiber getroffen, ob es sich bei dem Optionsrecht um ein
(héchst)persénliches Recht gehandelt hat. Der Revisionswerber hat bereits im Verfahren darauf
verwiesen, dass das Optionsrecht nicht héchstpersénlich gewesen sei, und vorgebracht, er habe
das Recht mehrmals Dritten zur VerdufSerung angeboten, und dabei auf ein im Verwaltungsakt
einliegendes - nicht unterfertigtes - Angebot verwiesen. Da das Bundesfinanzgericht in
Verkennung der Rechtslage keine Feststellungen zur (Héchst)Persénlichkeit getroffen hat, hat
es sein Erkenntnis im Hinblick auf das Entgelt fiir den Optionsverzicht mit einer Rechtswidrigkeit
des Inhaltes belastet.

Das angefochtene Erkenntnis war daher schon aus diesem Grund gemdfs § 42 Abs. 2 Z 1 VwGG
wegen Rechtswidrigkeit seines Inhaltes aufzuheben."

Strittig ist im fortgesetzten Verfahren, ob das Entgelt in Hohe von € 46.000,00 (Tz 4) sonstige
Einkiinfte iS des § 29 Z 3 EStG 1988 sind.

Betreffend die Honorarnote an die ***2*** GmbH fiihrt das Bundesfinanzgericht wie
bereits in dem Erkenntnis vom 15.06.2018, RV/7103132/2013, wie folgt aus:

Sachverhalt:

Laut der Honorarnote vom 15.12.2008 raumte der Bf. der ***2*** GmbH das mit 30.09.2009

befristete Recht ein, die in seinem Eigentum stehende Wohnung im AusmaR von 130 m? fiir €
130.000,00 zu erwerben.
Fir die Einrdumung dieses Rechtes stellte der Bf. den Pauschalbetrag von € 46.000,00 in
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Rechnung. Dieser Betrag war bis spatestens 31.12.2008 einlangend auf das Konto des Bf. zu
Uberweisen.

Vorgelegt wurde folgende Honorarnote:

”***2*** GmbH

Honorarnote 2008/LW001 Wien, am 15.12.2008
Sehr geehrte Damen und Herrn,

Wie besprochen rdume ich lhnen das mit 30.9.2009 befristete Recht ein, die in meinem
Eigentum befindliche Wohnung mit der Adresse 1170 Wien, ***7*** im Ausmaf3 von 130m?
um EUR 130.000 zu erwerben.

Fiir die Einrdumung dieses Rechts stelle ich Ihnen wie vereinbart in Rechnung:
Pauschalbetrag gesamt 46.000,00¢€.

Der oben genannte Betrag ist bis spdtestens 31.12.2008 einlangend auf meinem Konto zu
lberweisen.

Ich bitte um Uberweisung auf mein Konto ..."

Ergdnzend zu der oa. Honorarnote vom 15.12.2008 reichte der Bf. den Optionsvertrag vom
15.03.2008 - zwischen dem Bf. und der ***2*** GmbH - nach.

GemaR § 2 (Auslibung des Optionsrechtes) des Optionsvertrages kann der Optionsnehmer
das Optionsrecht in der Weise ausnutzen, dass er es selbst erwirbt oder sein
Rechtsnachfolger. Er ist berechtigt, das Optionsrecht wahrend der Optionsfrist (§ 6) jederzeit

auszuiben.

Gemal § 6 des Optionsvertrages beginnt die Frist der Ausiibung der Option am 15.03.2008
und endet am 30.09.2009.

Dr. Christoph Urtz gab nach dem oa. ergangenen Verwaltungsgerichtshoferkenntnis in einem
erganzenden Schreiben bekannt, dass er die rechtliche Vertretung ibernommen habe,
verwies auf seine Vollmacht und fiihrte im fortgesetzten Verfahren aus:

"Im Namen und im Auftrag von Herrn ***Bf1*** darf ich in Ergdnzung zum bisherigen
Vorbringen wie folgt ausfiihren:

Zum Vorliegen von nicht héchstpersénlichen Optionen wird auf das bisherige Vorbringen, die
im Verfahren vorgelegten Dokumente und Nachweise sowie auf die rechtlichen Ausfiihrungen
des Verwaltungsgerichtshofes in Rz 26 bis 31 des Erkenntnisses vom 3.5.2021, Ra
2019/13/0124-5, verwiesen.
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Hinsichtlich der Einordnung der Stillhalterprdmie unter § 30 Abs. 1 Z 2 EStG 1988 idF vor BGBI.|
Nr. 111/2010 (s Rz 9 des Erkenntnisses) darf ich ergdnzend auf die beiliegenden Ausfiihrungen
von Doralt/Kempf in Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG 15, § 30 Rz 72/6 (Stand 1.1.2011, rdb.
at) sowie Kanduth-Kristen in Jakom EStG, 3. Aufl. 2010, § 30, Il Spekulationstatbestdnde (Abs
1) Rz 21, jeweils mwN, verweisen.

Den aus Spekulationsgeschdften resultierenden Verlusten in Hohe von EUR 202.938,00 stehen
somit Spekulationsgewinne aus dem Optionsverzicht in Hohe von 150.000,00 und aus der
zugeflossenen Stillhalterprimie in Hohe von EUR 46.00,00 gegendiiber, sodass sich insgesamt
kein steuerpflichtiger Uberschuss ergibt.

Auf Grundlage der vorliegenden Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes wird daher
beantragt, die Einkommensteuer ohne Ansatz von sonstigen Einkiinften iSd § 29 Z 3 EStG
festzusetzen. "

In einem weiteren Ergdanzungsschreiben fiihrte der steuerliche Vertreters aus, dass die
steuerliche Behandlung der Stillhaltepramie bis 2000 in § 29 Z. 3 EStG, von 2001 bis 2011 in
§ 30 Abs. 1 Z 2 EStG (geschrieben Option) geregelt war und ab 2012 in § 27 Abs. 4 Z 4 EStG
geregelt ist.

Weiters wurden die Ausfiihrungen im Kommentar Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn
Einkommensteuer® zu § 30 EStG Spekulationsgeschifte vorgelegt und zu den
Optionsgeschaften die Erlauterungen zu "geschriebenen Optionen".

Ebenso wurden die Erlauterungen "Geschrieben Optionen" von Kanduth-Kristen im Jakom
EStG, 3 Aufl. 2010, § 30, Il Spekulationstatbestande (Abs. 1) Rz 21 und "Ausfiihrungen zur
geschriebenen Option" und die Rechtsprechung des VwWGH und BFG und Kommentare zu § 30
Abs. 1 Z. 2 EStG 1988 vorgelegt.

Die vorgelegten Unterlagen und der nochmals erldauterte Sachverhalt wurden dem Finanzamt
zur Kenntnis gebracht.

In der miindlichen Verhandlung (fortgesetztes Verfahren) wird darauf hingewiesen, dass
nach § 2 des Optionsvertrages vom 15.03.2008 der Bf, der Optionsnehmer, das Optionsrecht
in der Weise ausniitzen habe konnen, dass er das Recht selbst erwirbt oder sein
Rechtsnachfolger.

Der Vertreter der belangten Behorde fiihrt aus, dass die Werthaltigkeit der Option in der
Hohe von € 46.000 auch im Zeitpunkt des Ablaufes gegeben sei.

Der Bf. fUhrt zu der gegenstandlichen Vorgehensweise aus, dass er auf Grund des
Optionsvertrages, die Wohnung noch vermieten habe kdnnen und ergdanzend zu den
Mieteinnahmen das Honorar fiir die Option bezogen habe.
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2. Beweiswiirdigung:

Strittig ist, wie bereits ausgefiihrt, ob die Einraumung des mit 30.09.2009 befristete Recht
gegen Entgelt in Hohe von € 46.000,- die im Eigentum des Bf. stehende Eigentumswohnung
um € 130.000,00 erwerben zu kdnnen, sonstige Einklinfte iSd § 29 Z 3 EStG 1988 sind oder
§ 30 EStG 1988 zuzurechnen sind.

3. Gesetzliche Grundlagen und rechtliche Beurteilung:

GemaR § 29 Z 3 EStG 1988 idfd strittige Jahr geltenden Fassung sind sonstige Einkiinfte
Einkiinfte aus Leistungen, wie insbesondere Einklinfte aus gelegentlichen Vermittlungen und
aus der Vermietung beweglicher Gegenstande, soweit sie weder zu anderen Einkunftsarten
(§ 2 Abs 3 Z 1 bis 6) noch zu den Einkinften im Sinne der Z 1, 2 oder 4 gehoéren. Solche
Einkiinfte sind nicht steuerpflichtig, wenn sie im Kalenderjahr héchstens 220 Euro betragen.
Ubersteigen die Werbungskosten die Einnahmen, so darf der (ibersteigende Betrag bei der
Ermittlung des Einkommens nicht ausgeglichen werden (§ 2 Abs 2). (BGBI.I 2001/59 ab 2002)

GemaR § 30 Abs. 1 Z. 2 EStG 1988 idfd strittige Jahr 2008 geltenden Fassung lautete
"Spekulationsgeschafte sind Termingeschafte einschlieRlich Differenzgeschafte, weiters
innerhalb von einem Jahr abgewickelte Optionsgeschafte einschlieflich geschriebene
Optionen und Swaphandelsgeschafte".

Gemald § 30 Abs. 4 EStG 1988 letzter Satz ist der Verluste auf Grund von
Spekulationsgeschafte in einem Kalenderjahr insgesamt, nicht ausgleichsfahig (§ 2 Abs. 2 EStG
1988).

Laut § 30 Abs. 1 Z 2 EStG 1988 sind Spekulationsgeschafte auch "innerhalb von einem Jahr
abgewickelte Optionsgeschafte einschlielllich geschriebene Optionen”

Der Erwerb der Option alleine begriindet kein Spekulationsgeschaft.
Wird jedoch das Optionsrecht innerhalb der Spekulationsfrist ausgelibt, dann realisiert sich
damit grundsatzlich der Tatbestand der Z 2 (Doralt/Kempf, EStG’, § 30 Tz 72ff)

"Der Begriff der "geschriebenen Optionen" wird vom Gesetz nicht erldutert (auch nicht In den
Gesetzesmaterialien). Darunter sollen die Rechtsverhdltnisse jener Person fallen, die das
Optionsrecht vertraglich eingerdumt hat (Konezny, OBA 2000, 392 unter Verweis auf die
Erlduterungen zu § 2 Z 34 lit c BWG idF vor der Novelle BGBI | 2000133). Damit wird seit dem
KMOG insbesondere die Stillhalterpréimie (ohne zeitliche Begrenzung) bei den Einkiinften aus
Spekulationsgeschdften erfasst (EStR 2000 Rz 6621 a, ebenso Miihlehner, OStZ 2001, 587; aA
Stangl, OStZ 2002, 156, wonach die Jahresfrist zu beachten ist), bisher wurden diese Einkiinfte
unter § 29 Z 3 subsumiert (siehe § 29 Tz 41)" (Doralt/Kempf, EStG7, § 30 Tz 72/6).
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Kanduth-Kristen fuhrt im Jakom EStG, 3. Aufl 2010, § 30, II. Spekulationstatbestdnde, Rz 21

Folgendes aus:

"Geschriebene Optionen (verkaufte Optionen) zeigen die Sichtweise des inl Stillhalten einer
Option, dagegen meinen gekaufte Optionen die Sichtweise des inl Inhabers einer Option. Die
Definitionen sind unabhdngig davon zu sehen, ob es eine Kaufoption (Call) oder
Verkaufsoption (Put) ist. Damit werden seit 2001 insbesondere Stillhalterpridmien unter den
Einkiinften aus Spekulationsgeschdften erfasst (s Doralt/Kempf § 30 Rz 72/6). Diese bilden die
Gegenleistung des Optionsberechtigten fiir die Einrdumung der Option. Strittig ist, ob
Stillhalterprémien zeitlich unbegrenzt oder nur bei Abwicklung der eingeréiumten Option
innerhalb eines Jahres unter den Spekulationstatbestand des Abs 1 Z 2 fallen (fiir die
Einjahresfrist: Miihlehner OStZ 01, 587; Stangl 65tZ 02, 156; Biegler/ Wéber SWK 03, S 702;
Kirchhmayr Beteiligungsertrdge, 103; fiir die Zeit unbegrenzte Erfassung: Doralt/Kempf § 30
Rz 72/6; Knérzer RAW 01, 115). Nach dem Gesetzeswortlaut gilt die Einjahresfrist mE
eindeutig auch fiir geschriebene Optionen (ebenso Tumpel/FS W. Doralt, 493). Nach EStR
6621a stellen Stillhalterprdmien iRe als Spekulationsgeschdfte abgewickelten
Optionsgeschdifts Einkiinfte isd § 30 dar. Stillhalterprdmien iRd Abwicklung von
Optionsgeschdften auferhalb der Spekulationsfrist fallen nach Ansicht der FV unter § 297 3 (s
EStR 6611, strs dazu § 29 Rz 42).

Durch die gesetzliche Anfiihrung der geschriebenen Optionen in § 30 Abs. 1 Z. 2 EStG fdllt die
Stillhalterprdmie ab 2001 nicht mehr unter § 29 Z. 3 EStG.

Die bis dahin vertretene Zuordnung der Stillhalterpridmie unter die sonstigen Einkiinfte (s BFH
28.11.1990, XR 197/87, BStBI 1991 11 S 300) ist damit in Osterreich ab dem Jahr 2001 iiberholt.
Die dsterreichische Rechtslage weicht daher auch aktuell von der deutschen Rechtslage ab (s.
Mayr/Hayden in Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG 20 § 29 Rz 100: "Stillhalterprdmien bei
Optionsgeschdften fallen in Osterreich unter § 27 Abs. 47 2")

Im gegenstandlichen Fall handelt es sich um das erhaltene Entgelt in Hohe von € 46.000,00
auf Grund der Honorarnote vom 15.12.2008 fiir die Einraumung der Option, die Wohnung,
die im Eigentum des Bf. steht, von der ***2*** GmbH bis 15.03.2009 um den Betrag Euro

130.000,- erwerben zu kénnen.

Dem Begiinstigten, der ***2*** GmbH wurde vom Bf. das Recht eingerdaumt, die Wohnung
um den vereinbarten Preis innerhalb der gegebenen Frist (Beginn 15.03.2008 - Ende
30.09.2009) zu erwerben.

Fiir die Einrdumung dieses Rechtes hatte der Begiinstigte bis 31.12.2008 ein Entgelt in Hohe
von € 46.000,00 dem Bf. zu bezahlen, unabhangig davon, ob er die Wohnung letztendlich
kauft.

Der Bf., der Eigentiimer der Wohnung, unterldsst es bis 30.09.2009 die Wohnung anderwertig
zu verkaufen.
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Der Bf. verkaufte die Option (das Recht) "die Liegenschaft bis 15.03.2009 um € 130.000,-
erwerben zu kdnnen" um € 46.000,00.

Diese eingerdaumte Option stellt, den vorstehenden Ausfiihrungen folgend, eine geschriebene
Option dar.

Laut § 2 Optionsvertrag kann der Optionsberechtigte seinerseits die ihm eingerdumte Option,
die er um € 46.000,- vom Eigentiimer der Liegenschaft eingeraumt bekommen hat, namlich
die Liegenschaft bis 30.09.2009 um € 130.000,- erwerben, selbst ausiiben oder diese Option
weiterverkaufen.

Durch die gesetzlichen Anfiihrung der geschriebenen Optionen in § 30 Abs. 1 Z 2 EStG fallt die
Stillhaltepramie ab 2001 nicht mehr unter § 29 Z. 3 EStG.

Der oa. Rechtsprechung und Rechtslehre folgend — stellt das geleistete Entgelt in Hohe von
46.000,00 fir die Option laut Optionsvertrag eingerdumt am 15.03.2008 laufend bis
30.09.2009, Einkiinfte iSd § 30 EStG dar.

Die Zurechnung der im Streitjahr 2008 erhaltenen Zahlungen in Héhe von € 46.000,00 zu den
sonstigen Einklinften gemal} § 29 Z 3 EStG 1988 ist daher nicht rechtskonform.

Vor dem Hintergrund des oa. VWGH-Erkenntnisses und den vorstehenden Ausfiihrungen, wird
der angefochtene Einkommensteuerbescheid 2008 gedandert.

Revision

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I16sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Im vorliegenden Beschwerdefall orientiert sich bei den zu I6senden Rechtsfragen an der
hochstgerichtlichen Judikatur, darliber hinaus hing die Entscheidung im Wesentlichen von den
Umstanden des Einzelfalles sowie auf der Ebene der Beweiswiirdigung zu beantwortenden
Sachfragen ab.

Die Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist daher unzulassig.

Wien, am 2. Mai 2022

13 von 13



	Entscheidungsgründe
	1. Verfahrensgang
	Über die Beschwerde wurde nunmehr im fortgesetzten Verfahren erwogen:
	Revision




